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Ergänzung des Angebotsschreibens 
Ergänzung der Zusätzlichen Vertragsbedingungen 
 
Verpflichtungserklärung zur Tariftreue und Zahlung von Mindestentgelten nach 
dem Tariftreue-und Vergabegesetz Schleswig-Holstein vom 31.05.2013 -TTG 
(GVOBI. Schl.-H. S. 239) -bei einem geschätzten Auftragswert ab netto 15.000 
Euro – 

 
1.  Bevorzugte Bieterin bzw. bevorzugter Bieter (Zutreffendes bitte 

ankreuzen) 
 

Ich erkläre/Wir erklären, 
 

 bevorzugte Bieterin bzw. bevorzugter Bieter gemäß §§ 141 S. 1 und 143 
Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) - Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen – zu sein. In diesem Fall findet § 4 Abc. 3 Tariftreue- 
und Vergabegesetz Schleswig-Holstein (TTG) keine Anwendung (vgl. Ziff. 2 
b). Weitere Angaben sind unter Ziff. 2 c) nicht erforderlich. 

 
  kein(e) bevorzugte Bieterin bzw. bevorzugter Bieter gemäß §§ 141 S. 1 und 

143 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) - Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen - zu sein. Soweit das der Fall ist, sind weitere 
Angaben unter Ziff. 2 c) erforderlich. (§ 4 Abs. 6 TTG) 

 
2.  Verpflichtung zur Zahlung von Mindestentgelten 
 
a)  Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, für Leistungen, deren Erbringung 

dem Geltungsbereich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 
2009 (BGBI. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung unterfällt, 
meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung 
des Auftrags wenigstens diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich 
des Mindestentgelts zu gewähren, die durch einen bundesweit für allgemein 
verbindlich erklärten Tarifvertrag oder eine nach den §§ 7 oder 11 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes erlassene Rechtsverordnung für die 
betreffende Leistung verbindlich vorgegeben worden ist. Dies gilt 
entsprechend für Mindestentgelte, die aufgrund der Vorschriften des 
Mindestarbeitsbedingungengesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 802-2, veröffentlichten bereinigten Fassung Stand Juli 

Baumaßnahme/Maßnahme: 
 

Leistung: 
 

Vergabenummer: 
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2013 Seite 1 von 5 für den jeweiligen Wirtschaftszweig in der jeweils 
geltenden Fassung festgesetzt worden sind (§ 4 Abs. 1 TTG). 

b)  Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, für Leistungen, deren Erbringung 
nicht dem Geltungsbereich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. 
April 2009 (BGBI. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung unterfallen, 
meinen/unseren Beschäftigten (ohne Auszubildende, Praktikantinnen und 
Praktikanten, Hilfskräfte und Teilnehmende an Bundesfreiwilligendiensten) bei 
der Ausführung der Leistung wenigstens ein Mindeststundenentgelt von 9,18 
Euro (brutto) zu zahlen (§ 4 Abs. 3 S. 1 TTG). 

 
c)  Art der tariflichen Bindung (Zutreffendes bitte ankreuzen bzw. ausfüllen) 
 

 Für mein/unser Unternehmen liegt eine tarifliche Bindung vor. Die tarifliche 
Bindung ist von folgender Art: ______________________________________ 
Für die im Rahmen der Leistungserbringung eingesetzten Beschäftigten zahle 
ich/zahlen wir folgende Mindeststundenentgelte: _______________________ 

 Für mein/unser Unternehmen besteht keine tarifliche Bindung. (§ 4 Abs. 3 S. 2 

TTG) 
 
d)  Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, soweit die Voraussetzungen von 

mehr als einer der unter Buchst. a) und b) getroffenen Regelungen erfüllt sind, 
für meine/unsere Beschäftigten die jeweils günstigste Regelung anzuwenden 
(§ 4 Abs. 4 TTG). 

 
e)  Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns dafür zu sorgen, dass Leiharbeit-

nehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBI. I 
S. 158) in der jeweils geltenden Fassung bei der Ausführung der Leistung für 
die gleiche Tätigkeit ebenso entlohnt werden wie meine/unsere regulär 
Beschäftigten (§ 4 Abs. 5 TTG). 

 
3.  Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften 
 
Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, 
 
a)  für den Fall, dass die übernommenen Leistungen durch Nachunternehmer 

ausgeführt oder entliehene Arbeitskräfte beschäftigt werden, auch von 
meinen/unseren Nachunternehmern und den Verleihern von Arbeitskräften 
eine Verpflichtungserklärung im Sinne des § 4 TTG abgeben zu lassen. Ich 
erkläre/Wir erklären, dass sich diese Verpflichtung entsprechend auf alle 
weiteren Nachunternehmer des Nachunternehmers erstreckt (§ 9 Abs. 1 TTG), 

 

b)  meine/unsere Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften sorgfältig 
auszuwählen (§ 9 Abs. 2 S. 1 TTG), 

 
c)  die Angebote der Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften 

daraufhin zu überprüfen, ob sie auf der Basis der nach § 4 TTG maßgeblichen 
tarifvertraglichen Mindestarbeitsentgelte und Mindestarbeitsbedingungen bzw. 
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mindestens auf Basis des festgelegten vergabespezifischen Mindestlohns 
kalkuliert sein können (§ 9 Abs. 2 S. 2 TTG), 

 
d)  die von den Nachunternehmern und Verleihern von Arbeitskräften 

abgegebene Verpflichtungserklärung gemäß § 4 TTG dem Auftraggeber 
vorzulegen (§ 9 Abs. 3 Nr. 1 TTG), 

 
e)  bei Vertragslaufzeiten von länger als drei Jahren von den Nachunternehmern 

und Verleihern von Arbeitskräften jeweils mit Ablauf von drei Jahren nach 
Vertrags-schluss zur Weitergabe an den Auftraggeber eine Eigenerklärung 
des Inhalts zu verlangen, ob die Bedingungen der abgegebenen Erklärung 
gemäß § 4 TTG nach wie vor eingehalten werden (§ 9 Abs. 3 Nr. 2 TTG), 

 
f)  Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen 

öffentlichen Auftrag handelt (§ 9 Abs. 3 Nr. 3 TTG), 
 
g)  bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die Vergabe- und 

Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), Teil B, Allgemeine 
Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) in der 
Fassung vom 31. Juli 2009 (BAnz. Nr. 155 a vom 15. Oktober 2009), zuletzt 
geändert durch Bekanntmachung vom 26. Juni 2012 (BAnz. AT 13. Juli 2012 
B3), bei der Weitergabe von Dienst-leistungen die Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen (VOL), Teil B, Allgemeine 
Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) vom 5. 
August 2003 zum Vertragsbestandteil zu machen (§ 9 Abs. 3 Nr. 4 TTG), 

 
h)  den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, 

ungünstigeren Bedingungen aufzuerlegen, als sie zwischen dem mir/uns und 
dem Auftraggeber vereinbart werden (§ 9 Abs. 3 Nr. 5 TTG). 

 
4.  Prüfung des Auftraggebers bei unangemessen niedrigen Angeboten 
 
Erscheint dem Auftraggeber der Endpreis oder die Kalkulation der Arbeitskosten in 
dem Sinne ungewöhnlich niedrig, dass Zweifel an der Einhaltung der Pflichten aus 
einer Tariftreueerklärung nach § 4 TTG bestehen und führt er deswegen eine 
Prüfung durch, verpflichte ich mich/verpflichten wir uns, dem Auftraggeber 
Unterlagen vorzulegen, aus denen ersichtlich ist, dass im Rahmen der dem Angebot 
zugrunde liegenden Kalkulation zumindest die Mindeststundenentgelte und die 
Mindestarbeitsbedingungen bzw. der vergabespezifische Mindestlohn im Sinne des § 
4 TTG berücksichtigt worden sind. Bei Bedarf werde ich/werden wir die Unterlagen 
erläutern (§ 10 Abs. 2 TTG). 
 
5.  Kontrolle durch den Auftraggeber 
 
Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, 
 
a)  dem Auftraggeber bei einer Kontrolle die Entgeltabrechnungen, die Unterlagen 

über die Abführung von Steuern, Abgaben und Beiträgen gemäß § 7 TTG 
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sowie die zwischen mir/uns und Nachunternehmern abgeschlossenen 
Verträge vorzulegen, damit der Auftraggeber die Einhaltung der mir/uns sowie 
den Nachunternehmern und den Verleihern von Arbeitskräften auf Grund des 
Tariftreue- und Vergabegesetzes Schleswig-Holstein auferlegten 
Verpflichtungen prüfen kann. Auf Verlangen des Auftraggebers werde ich 
weitere Auskünfte erteilen (§ 11 Abs. 1 S. 1 und S. 2 TTG), 

 

b)  meine/unsere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf die Möglichkeit 
solcher Kontrollen durch den Auftraggeber hinzuweisen (§ 11 Abs. 1 S. 3 
TTG), 

 
c)  dem Auftraggeber ein entsprechendes Auskunfts- und Prüfrecht bei der 

Beauftragung von Nachunternehmern und von Verleihern von Arbeitskräften 
einräumen zu lassen (§ 11 Abs. 1 S. 4 TTG), 

 
d)  bei der Vergabe von Dienstleistungen gemäß § 2 Abs. 1 und Abs. 3 TTG, 

deren Vertragslaufzeit länger als drei Jahre andauert, für mich/uns sowie die 
eingeschalteten Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften 
entsprechend § 9 Abs. 1 TTG jeweils mit Ablauf von drei Jahren für die 
gesamte Vertragslaufzeit eine Eigenerklärung darüber abzugeben, dass 
zumindest die der abgegebenen Verpflichtungserklärung gemäß § 4 TTG 
zugrunde gelegten Mindestentgelte und Mindestarbeitsbedingungen oder der 
vergabespezifische Mindestlohn noch gewährt werden (§ 11 Abs. 2 TTG), 

 
e)  vollständige und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der Einhaltung der 

Vorgaben des § 4 TTG bereitzuhalten und auf Verlangen dem Auftraggeber 
binnen einer angemessenen Frist vorzulegen und zu erläutern. Ich werde/Wir 
werden die Einhaltung dieser Pflicht durch die beauftragten Nachunternehmer 
und Verleiher von Arbeitskräften entsprechend § 9 Abs. 1 TTG sicherzustellen 
(§ 11 Abs. 3 S. 1 TTG). 

 
6.  Sanktionen 
 
a)  Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, für jeden schuldhaften Verstoß gegen 

die Verpflichtungen aus einer Verpflichtungserklärung nach § 4 TTG eine 
Vertragsstrafe in Höhe von ein Prozent des Netto-Auftragswerts, bei mehreren 
Verstößen zusammen bis zur Höhe von fünf Prozent des Netto-Auftragswerts, 
zu zahlen. Diese Verpflichtung gilt auch für den Fall, dass der Verstoß durch 
einen von mir/uns eingesetzten Nachunternehmer oder einen von diesem 
eingesetzten Nachunter-nehmer oder von einem Verleiher von Arbeitskräften 
begangen wird, es sei denn, dass ich/wir den Verstoß bei Beauftragung des 
Nachunternehmers und des Verleihers von Arbeitskräften nicht kannte(n) und 
unter Beachtung der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmanns auch nicht 
kennen musste(n) - § 12 Abs. 1 TTG. 

 
b)  Die schuldhafte Nichterfüllung der Verpflichtungen aus einer Verpflichtungs-

erklärung nach § 4 TTG durch den Auftragnehmer, seine Nachunternehmer 
und die Verleiher von Arbeitskräften sowie schuldhafte Verstöße gegen die 
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Verpflichtungen des Auftragnehmers aus § 9 Abs. 1 TTG berechtigen den 
Auftraggeber zur fristlosen Kündigung des Bau- oder Dienstleistungsvertrags 
oder zur Auflösung des Dienstleistungsverhältnisses (§ 12 Abs. 2 TTG). 

 
c)  Mir/uns ist bekannt, dass bei einem nachweislichen Verstoß gegen die 

Verpflichtung aus einer Verpflichtungserklärung nach § 4 TTG oder gegen 
eine Verpflichtung aus § 9 Abs. 1 S. 1 TTG der Auftraggeber mich/uns wegen 
mangelnder Eignung für die Dauer von bis zu drei Jahren von der Teilnahme 
am Wettbewerb um Aufträge ausschließen soll (Auftragssperre) - § 13 Abs. 1 
S. 1 TTG. 

 
7.  Überprüfung durch die zuständige Behörde 
 
Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns, 
 
a)  der zuständigen Behörde (Stadt Bad Schwartau) für mich/uns und 

meine/unsere Nachunternehmer und den Verleihern von Arbeitskräften 
vollständige, aktuelle und prüffähige Unterlagen für die Überprüfungen nach § 
15 Abs. 2 bis Abs. 5 TTG bereitzuhalten und diese Unterlagen auf Verlangen 
der zuständigen Behörde unverzüglich zur Überprüfung vorzulegen, dies kann 
auch eine Überprüfung vor Ort beinhalten (§ 15 Abs. 1 und Abs. 3 S. 1 TTG), 

 
b)  auf Anforderung der zuständigen Behörde zusätzliche Unterlagen vorzulegen 

und Auskünfte zu erteilen (§ 15 Abs. 2 TTG). 


